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131 Groûdemonstration in Berlin gegen
Spardiktat der Bundesregierung

Mit eindrucksvoller Beteiligung ihrer Mitglieder hat die
DSTG in Berlin gegen das vorgesehene Spardiktat der
Bundesregierung demonstriert. Bilder sprechen für sich und
dokumentieren den Ernst der Lage. In seinem Kommentar
greift der Bundesvorsitzende Dieter Ondracek den unge-
heuerlichen Versuch an, die Besoldung im öffentlichen Dienst
auf den Ausgleich der Inflationsrate festschreiben zu wollen.

134 Dieter Ondracek ist neuer
Präsident der UFE

Gemeinsame Gewerkschaftsarbeit in Europa wird durch das
Zusammenwachsen der EU immer wichtiger. Als neugewähl-
ter Präsident der ¹Union des Finanzpersonals in Europa
(UFE)ª kann Dieter Ondracek diese internationale Zusam-
menarbeit entscheidend mitgestalten. Ondracek ist Nachfol-
ger von Joseph Schaack, der in das Kabinett von Luxemburg
berufen wurde.

137 Verzögerte Anpassung im
Besoldungsgesetz festgeschrieben

Der Bundestag hat das Besoldungsgesetz 1999 verabschiedet,
das weitgehend dem Tarifergebnis folgt. Allerdings ist für
Beamte eine um zwei Monate verzögerte Besoldungsanpas-
sung vorgesehen, um die finanziellen Auswirkungen des
Kindergeldurteils aus Karlsruhe auszugleichen.

138 Gleicher Lohn hat höchste Priorität

Gleiche Bezahlung in Ost und West ist eine Frage der
Gerechtigkeit und des Selbstwertgefühls für die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst. Deshalb hat der DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter Ondracek die Anpassung der Löhne
und Gehälter zur Priorität erklärt. 100 Prozent Arbeit bei
86,5 Prozent Lohn sei Hohn, sagte Ondracek.

Titelfoto

DSTG-Chef Ondracek war mit dem Aufmarsch seiner DSTG-
Kolleginnen und Kollegen in Berlin zufrieden.

Verantwortlich: Dieter Ondracek, Rafael Zender, In der Raste 14
(DSTG-Haus), 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0, Fax (02 28) 23 90 98,
http://www.dstg.de; e-mail: dstg-bonn.@t-online.de, Verlag: Steuer-Ge-
werkschaftsverlag, In der Raste 14, 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0,
Fax (02 28) 23 90 98, Herstellung: BUB, Bonner Universitäts-Buchdrucke-
rei, Baunscheidtstraûe 6, 53113 Bonn. Fotos: DSTG, DSTG-Archiv,
Eduard N. Fiegel, foto kirsch, Hauptvogel. Nachdruck honorarfrei gestat-
tet. ¹Die Steuer-Gewerkschaftª erscheint zehnmal jährlich; regelmäûig
beigefügt ist ¹Die Steuer-Warteª und einem Teil der Ausgabe, neunmal im
Jahr, ¹Die Steuer-Gewerkschaft in Nordrhein-Westfalenª. Bezugspreis
durch Mitgliedsbeitrag abgegolten. Auflage: ca. 80 000. Anzeigenabtei-
lung: In der Raste 14, 53129 Bonn. Tel. (02 28) 5 30 05 13, Fax (02 28)
23 90 98. Gültig ist Anzeigentarif Nr. 21 vom 1. Januar 1997.

Gedruckt auf 100% Recyclingpapier

Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Es brodelt im öffentlichen Dienst, und speziell in
den Finanzämtern. Vieles war im Wahlkampf
versprochen, wenig wird gehalten.

Die Bundesregierung schürt eine Katastrophen-
stimmung, um einen dreisten Coup vorzuberei-
ten. Ohne Rücksicht auf § 14 des Bundesbesol-
dungsgesetzes, der verbindlich regelt, daû die
Besoldung entsprechend der Entwicklung der
allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen
Verhältnisse anzupassen ist, wurde von der
Koalition ein Gesetz vorgelegt, wonach die Be-
soldungserhöhung und die Erhöhung der Versor-
gungsbezüge für die nächsten zwei Jahre auf die
Inflationsrate begrenzt wird. Wenn der Bundes-
tag diesem Gesetzentwurf zustimmt, entmündigt
er sich selbst. Er schreibt sich selbst vor, was er
in den Besoldungserhöhungsgesetzen 2000 und
2001 zu beschlieûen habe. Mit diesem Vorhaben
wird nicht nur § 14 des Bundesbesoldungsgeset-
zes miûachtet, sondern auch indirekt ein Angriff
auf die Tarifautonomie im öffentlichen Dienst ge-
startet. Dies können wir nicht hinnehmen!

Einer Bundesregierung, die gesetzliche Bestim-
mungen miûachtet, den Bundestag entmündigt
und die Rechte der Beschäftigten im öffentlichen
Dienst miûachtet, muû die ¹rote Karteª gezeigt
werden. Deshalb riefen wir ± zusammen mit dem
Deutschen Beamtenbund ± zu einer Protest-
demonstration nach Berlin auf. Die Beteiligung
aus unserem Organisationsbereich war riesig.
Nicht alle, die demonstrieren wollten, konnten
nach Berlin reisen. Die Mitglieder der DSTG ha-
ben eindrucksvoll ihre Solidarität gezeigt. Dafür
danke ich allen Kolleginnen und Kollegen, die
von nah und fern nach Berlin gekommen sind
und damit dokumentierten: ¹So nicht, Herr Bun-
deskanzler! Wir sind keine Almosenempfänger,
sondern haben Anspruch auf leistungsgerechte
Besoldung und Vergütung. Wir sind auch nicht
Schuld an den ungeordneten Staatsfinanzen!ª
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W eit über 40 000
Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter

des öffentlichen Dienstes ±
darunter mehr als 6 000 Kol-
leginnen und Kollegen der
DSTG ± haben Bundeskanz-
ler Schröder bei der er-
sten Groûdemonstration des
Deutschen Beamtenbundes
in Berlin am 19. Oktober
1999 vor dem Bundeskanz-
leramt die ¹rote Karteª ge-
zeigt. DBB-Chef Erhard
Geyer hatte dem Regie-
rungschef zuvor in einer ge-
schliffenen Protestrede vor-
geworfen, zwar das Schlag-
wort von der sozialen Ge-
rechtigkeit ständig zu stra-
pazieren, die soziale Ge-
rechtigkeit selbst aber auf
der Strecke zu lassen.

¹Die Politik hat offenkundig
geglaubt, den öffentlichen
Dienst bis zum ,geht nicht
mehr' belasten und ausplün-
dern zu können. Mit dieser
Demonstration zeigen wir
heute die rote Karte. Arro-
gant und zynisch definiert
die Bundesregierung den öf-
fentlichen Dienst als Emp-
fänger staatlicher Leistun-
gen und stellt ihn damit
den Sozialhilfeempfängern
gleich. Dies ist eine bodenlo-
se Unverschämtheit,ª so die
klaren Worte von Erhard
Geyer.

An den Bundeskanzler rich-
tete Geyer die Frage, ob er
überhaupt die tatsächliche
Situation des öffentlichen
Dienstes kenne und an die
Bundesregierung: ¹Wer sind
diese Damen und Herren,
die in der Machtzentrale sit-
zen und das Wort ¹soziale
Gerechtigkeitª im Mund
führen, ohne überhaupt zu
wissen, was soziale Gerech-
tigkeit ist und die statt des-
sen ständig soziale Schiefla-
gen produzieren.ª

Die Angleichung der Ein-
kommen in den ostdeut-
schen Ländern an das West-
niveau war ein Highlight der

Geyerschen Rede in Berlin:
¹Es ist genau zehn Jahre
her, daû diese Mauer end-
lich gefallen ist, und es wird
allerhöchste Zeit, daû auch
die Einkommensmauer zwi-
schen Ost und West endlich
abgetragen wird. Die Bun-
desregierung sagt, daû auf-
grund der knappen Staats-
haushalte eine sofortige An-
gleichung der Einkommen
im Osten nicht möglich ist.
Möglich ist aber, den Men-
schen eine klare Perspektive
zu geben. Die Kolleginnen
und Kollegen wollen jetzt,
hier und heute, hören, wann
sie endlich für gleiche Arbeit
gleiches Geld bekommen.
Oder soll das noch fünf,
zehn oder gar zwanzig Jahre
dauern ?ª

Der Vorsitzende der DBB-
Tarifunion Horst Zies zeigte
in seiner Rede die Schiefla-
ge des Sparpakets für den
öffentlichen Dienst auf, der
nicht auf Rosen gebettet sei.
Privilegien gebe es nicht.
Selbst die vielgerühmte
Arbeitsplatzsicherheit gehe
zusehends den Bach runter.
¹Deshalb fordern wir Mit-
sprache, wenn es ums Spa-
ren geht. Wer über unsere
Köpfe hinweg entscheidet,
wird es spätestens bei der
nächsten Wahl zu spüren
bekommenª, so Zies wört-
lich.

In der geplanten Abkehr
vom Gleichklang der Ein-
kommensanpassungen im
öffentlichen Dienst sieht
Zies einen Angriff auf die
Tarifautonomie: ¹Erst soll
die Besoldung im Rahmen
der Inflationsrate angepaût
werden, um diese gesetzli-
che Regelung später als
Lohnleitlinie für die Tarifan-
gleichung zu verwenden.
Das ist ein Bruch der lang-
jährigen Übung und macht
Tarifverhandlungen nahezu
überflüssig, wenn nicht gar
unmöglich und ist ein An-

griff auf die Tarifautono-
mieª.

Gerechtigkeit liesse sich
nicht durch ein Tarifdiktat
erzielen, sondern nur in frei-
en Vereinbarungen, die sich
an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung orientie-
ren.

In seinem Schluûappell for-
derte Zies: ¹Auch wir sind
das Volk. Wir wollen nicht
ausgegrenzt werden. Aber
wir haben auch nicht die
Absicht, uns das Fell über
die Ohren ziehen zu lassen.
Wir verlangen Gleichbe-
handlung. Wir hoffen, daû
das von Bundeskanzler
Schröder nicht nur verstan-
den, sondern auch begriffen
wird!

Wir fordern Achtung vor der
Leistung des öffentlichen
Dienstes und keine verbalen
Diskriminierungen, wie sie
Bundeskanzler Schröder zu
eigen sind. Das haben wir
nicht verdient.ª

Für die kommende Tarifrun-
de im öffentlichen Dienst
forderte Zies von den öffent-
lichen Arbeitgebern Tarif-
verhandlungen mit Sub-
stanz, Tarifverhandlungen,
die diesen Namen auch ver-
dienen. ¹Und wir erwarten

Ergebnisse, die in Ost und
West akzeptiert werden
können.ª

Der Vorsitzende des DBB-
Brandenburg Heinz-Egon
Müller forderte in einer lei-
denschaftlichen Rede die
Schaffung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im ge-
samten Bundesgebiet ein.

¹Es ist nicht länger hinzu-
nehmen, daû bei gleicher
Arbeit und gleich hoher Lei-
stung, bei höheren Arbeits-
zeiten und schlechterer ta-
riflicher Absicherung Besol-
dung und Vergütung ge-
zahlt wird, die tatsächlich
unter 86,5 Prozent der West-
vergütung liegt.

Jetzt können die Politiker
in politischer Verantwortung
das angehen und ändern,
was sie 1997 (in der Opposi-
tion) in einer Anfrage an den
Deutschen Bundestag zu
Recht festgestellt haben: Die
Bezahlungsunterschiede sind
weder durch finanzielle,
wirtschaftliche, noch unter
Leistungsgesichtspunkten
gerechtfertigt. Jetzt, meine
Damen und Herren Politi-
ker, jetzt wollen wir die ent-
sprechenden Taten sehenª,
so Müller wörtlich.

Zweierlei Maû dürfe nicht
mehr zugelassen werden,
wenn der Ruf nach innerer
Einheit mehr als bloûes
Schlagwort sein soll. ¹Wir
lassen uns weder zum Spiel-
ball der Haushälter, weder
zum Sündenbock für ver-
fehlte Politik, noch einseitig
zu Sparopfern machen. Der
Osten ist nicht wie verspro-
chen Chefsache geworden,
sondern zur Nebensache
pervertiert. Die Forderung
lautet deshalb: Angleichung
Ost an West im Jahr 2000
und dann sofort!ª, so Müller
in seinem Schluûwort.

Die DBB-Bundesleitung hat
bei der Groûdemonstration
am 19. Oktober 1999 in Ber-
lin eine Protestresolution im
Bundeskanzleramt überge-
ben, mit der der Regierungs-
chef die Nöte und Sorgen
des öffentlichen Dienstes
nacharbeiten kann.

Massenproteste gegen das Sparpaket der Bundesregierung

Rote Karte für den
Bundeskanzler

DBB-Chef Erhard Geyer
bei der Groûdemonstration
am 19. Oktober in Berlin.
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D ieter Ondracek ist
neuer Präsident der
Union des Finanz-

personals in Europa (UFE),
der europäischen Dachorga-
nisation der Deutschen Steu-
er-Gewerkschaft. Bei nur
wenigen Stimmenenthaltun-
gen wählte ihn das UFE-Ko-
mitee am 21. September
1999 in Helsinki in dieses
Spitzenamt. Er ist Nachfol-
ger von Kollegen Jos.
Schaack, der Staatssekretär
für öffentliche Verwaltung
und Verwaltungsreform in
Luxemburg wurde und nicht
mehr für eine Wiederwahl
zur Verfügung stand.

Jos. Schaack war seit 1996
UFE-Präsident. Der neue
UFE-Präsident Dieter On-
dracek würdigte die Ver-
dienste von Schaack um die
UFE. Er habe mit groûem
Engagement in den drei
Jahren für die europäischen
Steuer- und Zollverwaltun-
gen gestritten und ihr euro-
papolitisches Profil ge-
schärft. Die UFE habe sich in
diesen drei Jahren erneut
als die einzige gewerk-
schaftspolitische Kraft der
Beschäftigten der Finanz-
verwaltungen (Steuer- und
Zollverwaltungen) in Euro-
pa bewährt und ihre Positio-
nen weiter ausgebaut.

In dankbarer Anerkennung
und Würdigung seiner gro-
ûen Verdienste um die UFE
und das europäische Fi-
nanzpersonal verlieh das
Komitee auf Antrag des Prä-
sidiums einstimmig Jos.
Schaack die Ehrenmitglied-
schaft der UFE.

Jos. Schaack dankte dem
Komitee, dem Präsidium
und dem Generalsekretariat
für die tatkräftige Unterstüt-
zung. ¹Ich bin und bleibe
ein guter Freund der UFE
und werde auch an der an-
deren Seite des Tisches
nicht vergessen, wo ich her-
komme. Ich habe meine
¹gewerkschaftliche Seeleª
nicht an der Garderobe der

Luxemburger Regierung ab-
gegebenª, sagte Schaack.

Ebenfalls mit einem über-
zeugenden Vertrauensbe-
weis wurden die fünf Vize-
präsidenten in ihren ¾mtern
bestätigt: Jorn Rise Ander-
sen (Dänemark), Mike Dug-
gan (Vereinigtes König-
reich), Peter Raats (Nieder-
lande), Giordano Schera
(Schweiz), Christian Steen-
houdt (Frankreich). Koop-
tiert in das Präsidium wurde
der Vorsitzende des Bundes
Deutscher Zollbeamten ±
Gewerkschaft Zoll und Fi-
nanzen (BDZ), Kollege
Heinz Schulze.

Gleichzeitig wurde die UFE
in Helsinki erweitert. Zwei
Finanzgewerkschaften wur-
den neu aufgenommen: die
¹Unie van Financienª (Bel-
gien), die Steuer- und Zoll-
beamte organisiert, sowie
der Verband des Schweize-
rischen Zollpersonals (VSZP),
die Gewerkschaft des uni-
formierten Schweizerischen
Zollpersonals.

Damit organisiert die UFE
jetzt 37 Mitgliedsgewerk-
schaften aus 15 europäi-
schen Ländern mit etwa
400 000 Einzelmitgliedern.

Die UFE ist die einzige Or-
ganisation von Fachgewerk-
schaften der Finanzverwal-
tung in Europa und ständi-
ger Gesprächspartner der
Kommission, des Europäi-
schen Parlaments, des Wirt-
schafts- und Sozialausschus-
ses der EU usw.

In der Auftaktveranstaltung
des Kongresses würdigte die
Vorsitzende des gastgeben-
den finnischen Mitglieds-
verbandes Verovirkailijain
Liitto, Leena Tuikkanen, die
wachsende Bedeutung der
UFE in Europa. ¹Steuern
sind der Preis für unsere Zi-
vilisationª ± dies sei eine ± so
Leena Tuikkanen ± zutref-
fende gesellschaftliche Ein-
ordnung unseres Steuersy-
stems. Der Richter am Ober-

sten Gerichtshof der Verei-
nigten Staaten, Oliver Wen-
dell-Holmes, habe damit be-
reits zu Anfang dieses Jahr-
hunderts den hohen Rang
der Steuern erkannt. Perso-
nalabbau, verbunden mit
unbezahlten Überstunden,
eine nicht leistungsgerechte
Bezahlung usw., seien nicht
in Einklang zu bringen mit
den gewaltigen Aufgaben
und Lasten, die den Einnah-
meverwaltungen zugewie-
sen seien.

Der Vertreter der Generaldi-
rektion XXI der EU-Kom-
mission, Donato Raponi,
zeigte die Schwierigkeiten
auf, die Steuern im Bereich
der Mehrwertsteuer und der
indirekten Steuern zu har-
monisieren. Das sei wegen
des Einstimmigkeitsprinzips
im Ecofin-Rat kaum durch-
setzbar. Jedoch habe die
Kommission einen Verhal-
tenskodex vorgelegt, der
steuerliche Sonderregelun-
gen in ¹faireª und damit
auch weiterhin zulässige
oder aber ¹unfaireª, d. h.
wettbewerbsverzerrende Tat-
bestände gliedere. Dies sei
nach seiner Überzeugung
ein Weg in die richtige Rich-
tung, wenn der Verhaltens-
kodex auch zahlreiche Aus-
nahmen zulasse, insbeson-
dere was die steuerliche Be-
handlung der britischen Eu-
robonds anbetreffe.

Das Programm ¹FISCALISª
sehe einen verstärkten Aus-

tausch von Finanzbeschäf-
tigten innerhalb der EU vor
± eine unabdingbare Vor-
aussetzung für die notwen-
dige Zusammenarbeit der
europäischen Finanzverwal-
tungen.

Insgesamt müsse es gelin-
gen, das Verständnis der
Bürgerinnen und Bürger für
die Steuern und Abgaben zu
wecken. Hierzu sei es not-
wendig, dass die europäi-
schen Finanzverwaltungen,
aber auch die EU-Kommis-
sion, eine offensive Öffent-
lichkeitsarbeit betrieben.

Der Generaldirektor der fin-
nischen Steuerverwaltung,
Jukka Tammi, würdigt die
UFE als die einzig repräsen-
tative europäische Vereini-
gung der Finanzbedienste-
ten. In der finnischen Steuer-
verwaltung arbeiten 3 600
Mitarbeiter ± dies seien 1 000
weniger als im Jahre 1990,
obwohl die Arbeit gewach-
sen sei. Das Durchschnittsal-
ter sei 45 Jahre. Schwer-
punktaufgaben seien auch in
Finnland die Eindämmung
der Steuer- und Wirtschafts-
kriminalität. Jukka Tammi
setzt sich für eine stärkere
Zusammenarbeit der euro-
päischen Steuerverwaltun-
gen innerhalb Europas ein.
Hierzu sei die Fortbildung
des Personals eine unum-
gängliche Voraussetzung.

Mit der neuen Führungs-
spitze hat die UFE ein dich-

Mit überzeugender Mehrheit gewählt

Dieter Ondracek
neuer UFE-Präsident

Das UFE-Präsidium mit den Vizepräsidenten
Jorn Rise Andersen (Dänemark) und Giordano Schera
(Schweiz), Präsident Dieter Ondracek, Vizepräsident

Christian Steenhoudt (Frankreich) sowie Generalsekretär
Paul Courth und dem Vertreter der EU-Kommission,

Donato Rapponi (v. l. n. r.).
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tes Programm zu bewälti-
gen. In einer Entschlieûung
¹Das europäische Steuer-
und Zollrecht und ihr Voll-
zug auf dem Prüfstand
der sozialen Gerechtigkeitª
wird vor der wachsenden
und immer bedrohlicheren
Steuerkriminalität in Europa
gewarnt. Schattenwirtschaft
und Steuerkriminalität lehn-
ten sich immer stärker an
die Organisationsformen der
organisierten Kriminalität an,
deren ¹Markenzeichenª eine
hohe Mobilität sei. Dem hät-
ten die Einnahmeverwaltun-
gen in Europa weder eine
wirksame Strategie, noch
ein effektives organisatori-
sches oder personelles Kon-
zept entgegenzusetzen.

Die Globalisierung habe zu
einer immer stärkeren Ver-
netzung der wirtschaftlichen
Aktivitäten geführt, die der
Besteuerung zugrundelä-
gen. International vernetzt
sei entsprechend auch die
Rechtsanwendung. Dies al-
les erfordere eine leistungs-
fähige Einnahmeverwaltung
mit professionellen und lei-
stungsgerecht bezahlten Be-
schäftigten.

Appelliert wurde an die ver-
anwortlichen Politiker in Eu-
ropa, ¹sich der bedeutsamen
Rolle der Einnahmeverwal-
tung stärker als bisher be-
wuût zu werden und eine
Neuorientierung ihrer Poli-
tik einzuleiten, damit die
Einnahmeverwaltung ihre
Aufgaben erfüllen könne

± durch eine ausreichende
sachliche und personelle
Ausstattung,

± durch attraktive Arbeits-
bedingungen und Lei-
stungsanreize,

± durch moderne EDV-Kon-
zepte,

± kurz: durch ein Bündel
aufeinander abgestimm-
ter organisatorischer und
personeller Maûnahmen,
über die die gewaltigen
Aufgaben und die Mög-
lichkeiten ihrer Bewälti-
gung in Einklang ge-
bracht werden.

Speziell für den Steuerbe-
reich hat das Komitee auf
Vorschlag des Steueraus-
schusses einen programma-

tischen Beschluû verab-
schiedet ± zum Ursprungs-
landprinzip, zur Bekämp-
fung der grenzüberschrei-
tenden Steuerkriminalität,
gegen das Steuerdumping,
zum Koexistenzmodell so-
wie zum ¹Electronic-Com-
merceª. Die Entschlieûung
in Auszügen:

¹Die UFE stellt fest, daû
im innergemeinschaftlichen
Handel wohl in absehbarer
Zeit keine Umstellung auf
die Besteuerung im Her-
kunftsland der Ware (Ur-
sprungslandprinzip) als ein-
zig wirkliche binnenmarkt-
konforme Lösung erfolgen
wird. Fortschritte hinsicht-

lich der Umstellung auf das
Ursprungslandprinzip und
der Harmonisierung der
Mehrwertsteuernormalsätze
scheitern am sog. ¹Einstim-
migkeitsprinzipª. Einstim-
migkeit bedeutet jedoch
auch, daû Enthaltungen
nicht mitzählen. Wenn das
Einstimmigkeitsprinzip schon
nicht durch ein qualifizier-
tes Mehrheitsprinzip ersetzt
werden kann, appelliert
der Steuerausschuû der UFE
an die Mitgliedstaaten, ver-
stärkt von ihrer Stimment-
haltungsmöglichkeit im Rat
Gebrauch zu machen, um so
notwendige Fortschritte bei
der Harmonisierung der
Mehrwertsteuer zu fördern.

Seit dem 2. Juni 1999 ist
OLAF als Nachfolgerin von
UCLAF tätig. Von den mehr
als 140 Mitarbeitern der Be-
hörde sind jedoch nur zwei
Mitarbeiter für die Bekämp-
fung der Mehrwertsteuerbe-
trügereien zuständig. Dies
ist angesichts der Ausfälle
durch Vorsteuerbetrügerei-
en, die von offizieller Seite
auf mehr als eine Milliarde
ECU beziffert werden, nicht
hinnehmbar. Zudem bedarf
es zur besseren Bekämp-
fung des Mehrwertsteuerbe-
truges einer europäischen
Schaltstelle, einer ¹Task
forceª, die mit Hilfe eines
elektronischen Informati-
onsverbundes zeitnah steu-
erpflichtige Umsätze erfas-
sen kann, um so Steuerbe-
trügereien schon im Vorfeld
wirkungsvoll bekämpfen zu
können.

Der Steuerausschuû der
UFE fordert die europäi-
schen Institutionen und vor
allem die Mitgliedstaaten
dazu auf, die Mehrwertsteu-
erbetrugsbekämpfungsab-
teilung bei OLAF sowohl
personell als auch mit Mit-
teln besser auszustatten.

Die UFE begrüût die Bemü-
hungen der EU, im Hinblick
auf den Verhaltenskodex
die Einstufung der steuerli-
chen Sonderregelungen in
den Mitgliedstaaten in ¹fai-
reª und damit auch weiter-
hin zulässige oder aber ¹un-
faireª, weil wettbewerbsver-
zerrende Tatbestände, vor-
zunehmen und darüber im
Dezember in Helsinki einen
abschlieûenden Bericht vor-
zulegen. Der Verhaltensko-
dex ist ein Schritt in die rich-
tige Richtung, jedoch müs-
sen die Ausnahmeregelun-
gen beseitigt und eine recht-
liche Bindungswirkung her-
beigeführt werden, einher-
gehend mit der Schaffung
von wirksamen Mechanis-
men, um die Einhaltung die-
ses Verhaltenskodex sicher-
zustellen. Zudem ist die EU
aufgefordert, effektive Maû-
nahmen gegen die Bestre-
bungen von Ländern auûer-
halb der EU, Mitgliedslän-
dern der EU Steueraufkom-
men zu entziehen, zu ergrei-
fen.

Dieter Ondracek
Gedanken zur Übernahme
der UFE-Präsidentschaft

So sehr uns die nationale Gewerk-
schaftsarbeit auf den Nägeln brennt,
so sehr müssen wir auch erkennen:
die nationale Gewerkschaftsarbeit
wird in Zukunft immer stärker vom
dynamischen Prozeû der europäi-
schen Integration beeinfluût.

Mit der Einführung eines einheitli-
chen Währungsgebietes hat Europa
für uns Finanzer eine ganz neue Dimension gewonnen.
Die damit verbundene Europäisierung unserer Wirtschaft,
die Globalisierung usw. wird immer stärker die wirtschaft-
lichen Vorgänge miteinander vernetzen und damit die Be-
steuerungsgrundlagen, und nicht zuletzt auch die Rechts-
anwendung.

Hierzu nur ein besonders aktuelles Beispiel:

Der ¹Electronic Commerceª, ein Handel über elektro-
nisch vernetzte Kommunikationssysteme, d. h. der steuer-
lich relevante Vorgang spielt sich innerhalb des Netzes
ab, hat für die Mehrwertsteuerbetrügereien ein ganz neu-
es Betätigungsfeld eröffnet. Dem kann nur entgegenge-
wirkt werden, wenn ein System gefunden wird, über das
den Einnahmeverwaltungen unverfälschte und vollstän-
dige Datensätze zur Verfügung gestellt werden.

Darum ist es für die Deutsche Steuer-Gewerkschaft wich-
tig, dass sie in ihrer europäischen Spitzenorganisation,
der Union des Finanzpersonals in Europa (UFE), Füh-
rungspositionen einnimmt. So ergänzt mein Amt als neu
gewählter Präsident der UFE sinnvoll meine Arbeit als
DSTG-Bundesvorsitzender.

Die Parole heiût: über den nationalen Zaun hinausblicken,
nach Europa schauen und schon jetzt absehbare Entwick-
lungen frühzeitig erkennen und steuern. Nur wer diese
Chance nutzt, hat eine Zukunftsperspektive. Die UFE gibt
hierfür den effektiven gewerkschaftlichen Rahmen.
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Die UFE begrüût den Richt-
linienvorschlag zur Zins-
besteuerung bei grenz-
überschreitender Auszah-
lung, der das sog. ¹Koexi-
stenzmodellª beinhaltet, das
entweder eine Quellensteu-
er von 20% oder aber auch
eine Mitteilungspflicht vor-
sieht.

Sie fordert den EU-Minister-
rat auf, darauf hinzuwirken,
daû die Richtlinie so schnell
als möglich verabschiedet
wird. Sie fordert die EU des
weiteren dazu auf, verstärkt
darauf hinzuwirken, daû das
sog. ¹Koexistenzmodellª so
schnell als möglich Welt-
prinzip wird.

Der Handel über elektro-
nisch vernetzte Kommuni-
kationssysteme, der ¹Elec-
tronic Commerceª, gilt als
der Zukunftsmarkt schlecht-
hin. Insbesondere bei On-
line-Transaktionen, bei de-
nen sich in der Regel der ge-
samte steuerrelevante Vor-
gang innerhalb der Netzsy-
steme abspielt, kommt es für
den Fiskus entscheidend
darauf an, unverfälschte
und vollständige Datensätze
zu erlangen. Dies setzt vor-
aus, daû dem Fiskus ein ent-
sprechender Zugriff auf die
Daten gewährt wird und daû
die Ursprünglichkeit und
Vollständigkeit der Daten
aus technischer Sicht sicher-
gestellt ist. Die UFE fordert
die EU dazu auf, hierfür Sor-
ge zu tragen.

Der grenzenlose Charakter
der Netze sowie die extreme
Mobilität der Anbieter wird
aus inländischer Sicht zu ei-
ner erheblich höheren Zahl
von Steuerpflichtigen füh-
ren, die im Ausland ansässig
sind und sich im Zweifel der
Reichweite des Zugriffs des
inländischen Fiskus entzie-
hen. Nur durch internatio-
nale Übereinkommen über
den Austausch von Informa-
tionen und über die Amts-
hilfe in Vollstreckungssa-
chen kann der erforderliche
gleichmäûige Vollzug von
Steuerforderungen sicher-
gestellt werden. Die UFE
fordert die EU auf, hierfür
die notwendigen Instrumen-
tarien zur Verfügung zu stel-
len.

D er DSTG-Landesver-
band Niedersachsen
feierte am 14. Sep-

tember 1999 im Rahmen ei-
ner Ortsverbandsvorsitzen-
den-Konferenz seinen 50.
Geburtstag.

Nach der Begrüûung der
Gäste orientierte sich der
DSTG-Landesvorsitzende
Werner Lüerûen in einem
Rück- und Ausblick an dem
Buch ¹Die Logik des Miûlin-
gensª von Dietrich Dörner
mit dem Untertitel: ¹Strate-
gisches Denken in komple-
xen Situationenª. Anhand
des Buches skizzierte der
Landesvorsitzende Proble-
me bei der Bewältigung
in die Zukunft gerichteter
komplexer Themen im Steu-
errecht, in der Steuerverwal-
tung, in der Personalwirt-
schaft und anderen mehr. Es
sollte versucht werden, sich
etwa im Steuerrecht durch
Computersimulation die ge-
genwärtige Rechtslage und
geplante Veränderungen
anschaulich zu machen.
Derzeit sei es nicht einmal
möglich, Veränderungen im
Steuersatz und beim Grund-
freibetrag zugleich in ihrer
Auswirkung anhand von
Computergrafiken anschau-
lich zu machen. Er schloû
mit der Forderung an die
Politiker, alle zukunftsbezo-
genen Entscheidungen der
Politik in Computersimula-
tionen begreifbar zu ma-
chen. Erst danach sollte ent-
schieden werden, ob und
wie man weiterverfährt.
Dies gelte für Fragen der Be-
steuerung, der Personalent-
wicklung und die öffentli-
chen Haushalte.

Finanzminister Aller gratu-
lierte in seiner Ansprache
der DSTG zu ihrer erfolgrei-
chen Arbeit, dankte für fai-
re, durch überzeugenden
Sachverstand und gegensei-
tiges Verständnis geprägte
Zusammenarbeit. Er vergaû
auch nicht, den Beschäftig-
ten in den ¾mtern zu dan-

ken, die aufgrund ihres En-
gagements den Zusammen-
bruch der Finanzämter, z. B.
bei der Umsetzung der Neu-
regelung zu den ¹630-
Mark-Jobsª, verhindert hät-
ten. Auûerdem wisse er, daû
die Ausstattung der Steuer-
verwaltung verbesserungs-
würdig sei. Aller verknüpfte
dies mit dem Wunsch, die
Steuerbürger zu freudigen,
pünktlichen und ehrlichen
Steuerzahlern zu erziehen.
Durch die Bankenfahndun-
gen seien im übrigen bisher
ca. 300 Mio. DM zusätzlich
eingenommen worden. Wei-

tere Ausführungen folgten
zur Nutzung des Internets
für Handel mit Waren und
Dienstleistungen und die
hieraus für die Steuerver-
waltung resultierenden Pro-
bleme sowie zum Projekt
¹Finanzamt 2003ª.

In einem Gruûwort führte
der DSTG-Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek die Ge-
burtstagsrunde mit launigen
Erläuterungen durch ak-
tuelles Steuerrecht und be-
leuchtete die gewerk-
schaftspolitische ¹Groûwet-
terlageª.

Der Vorsitzende des DSTG-Landesverbandes
Niedersachsen, Werner Lüerûen, im Gespräch mit dem

stellvertretenden Bundesvorsitzenden und Vorsitzenden
des DSTG-Landesverbandes Sachsen, Joachim Rothe.

50 Jahre DSTG Niedersachsen

Lüerûen: Steuerpolitik
am Computer durchspielen

DSTG-Chef Dieter Ondracek im Gespräch
mit Finanzminister Aller.
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D er Deutsche Bun-
destag hat am 7. Ok-
tober 1999 das Ge-

setz über die Anpassung
von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Bund und
Ländern 1999 verabschie-
det.

Das Gesetz über die Anpas-
sung von Dienst- und Ver-
sorgungsbezügen in Bund
und Ländern 1999 (BT-
Drs. 14/1088) wurde nach
Vorberatung durch den In-
nenausschuû, den Ausschuû
für Arbeit und Sozialord-
nung sowie den Haushalts-
ausschuû vom Deutschen
Bundestag am 7. Oktober
1999 in 2. und 3. Lesung mit
der Mehrheit der Koali-
tionsfraktionen verabschie-
det. Das Gesetz berücksich-
tigt in Teilen den Tarifab-
schluû für den Arbeitneh-
merbereich des öffentlichen
Dienstes vom 24. Februar
1999 und sieht u.a. folgende
Regelungen vor:

I Gewährung einer Ein-
malzahlung in Höhe von
300 DM für die Monate
März bis Mai 1999 für
Empfänger von Dienst-
und Versorgungsbezü-
gen in aufsteigenden Ge-
hältern (Besoldungsgrup-
pen A 1 bis A 16, C 1 bis
C 3 sowie R 1 und R 2)

I Lineare Anpassung der
Dienst- und Versorgungs-

bezüge um 2,9 v. H. (Ver-
minderung um 0,2 %-
Punkte gegenüber dem
Tarifbereich zur Bildung
der Versorgungsrückla-
gen)

± ab 1. Juni 1999 (zeitli-
ches Hinausschieben
der Erhöhung gegen-
über dem Tarifbereich
um 2 Monate zur Ge-
genfinanzierung der
Folgekosten einer Um-
setzung der Entschei-
dung des Bundesver-
fassungsgerichts vom
24. November 1998)

± ab 1. Januar 2000 für
Empfänger von Be-
zügen der BBesO B,
der Besoldungsgrup-
pen C 4 und R 3 bis

R 10 sowie entspre-
chender fortgeltender
landesrechtlicher Be-
soldungsgruppen

I Aufbau einer Versor-
gungsrücklage

durch Verminderung der
Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung um 0,2
Prozent-Punkte zur Finan-
zierung künftiger Versor-
gungsausgaben

I Verlängerung der Fest-
schreibung der jährlichen
Sonderzuwendungen auf
dem Niveau von 1993
(Niveau West: 89,2%;
Niveau Ost: 67,21%)

I Erhöhung der Bezüge für
Beamte in Ausbildungs-

verhältnissen (Anwärter-
bezüge) ab 1. März 1999

I Anhebung der Familien-
zuschläge (mit Ausnah-
me der Erhöhungsbeträ-
ge), der Amtszulagen
und der allgemeinen
Stellenzulagen nach Vor-
bemerkung Nr. 27 der
BBesO A und B sowie der
Vorbemerkung Nr. 2b
der BBesO C um 2,9%

I Erste Schritte zur Umset-
zung der Entscheidung
des Bundesverfassungs-
gerichts zum Familienzu-
schlag für dritte und wei-
tere Kinder vom 24. No-
vember 1998 durch

± Nachzahlungsregelun-
gen für Kläger und Wi-
derspruchsführer für
den Zeitraum bis 1998

± befristete Sonderrege-
lungen für das Jahr
1999 und das Jahr 2000
durch Erhöhung des
Familienzuschlags für
das dritte und jedes
weitere zu berücksich-
tigende Kind um je
200 DM monatlich

I Verlängerung der zum
Jahresende 1999 aus-
laufenden besoldungs-
und versorgungsrechtli-
chen Ermächtigungen
für Übergangsregelun-
gen in den neuen Bun-
desländern bis zum Jahre
2002 (§ 73 Satz 1 BBesG,
§ 107 a Abs. 1 Satz 1 Be-
amtVG).

Eine Entscheidung des Bun-
desrates zu dem Gesetz wird
am 5. November 1999 erwar-
tet.

Mit dem Umzug des
Parlaments hat sich auch

das Wirkungsfeld der
DSTG nach Berlin

verlagert. Von allen
Parteien viel befragt war

DSTG-Chef Dieter
Ondracek, hier mit

Bundesgeschäftsführer
Rafael Zender, bei der

Expertenanhörung zum
Steuerbereinigungs-

gesetz 1999 im Bundes-
tagsfinanzausschuû im

Reichstagsgebäude
in Berlin.

Besoldungsrunde 1999

Verzögerte Anpassung für Beamte
im Gesetz festgeschrieben

Am Rande eines Emp-
fangs des DBB in Berlin

sprach der DSTG-Bundes-
vorsitzende mit dem

Innenpolitischen Spre-
cher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion,

Erwin Marschewski (li.;
re. DBB-Chef Erhard

Geyer). Schwerpunkt des
Gesprächs war dabei das

Vorhaben der Bundes-
regierung, die Bezüge

der Beamten und Versor-
gungsempfänger für die
nächsten beiden Jahre

an die Inflationsrate
zu koppeln.
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100% Arbeit ± 86,5% Lohn!
Das ist Hohn! ± unter diese
Überschrift stellte der Bun-
desvorsitzende der DSTG,
Dieter Ondracek, seinen Re-
debeitrag bei einer DBB-
Veranstaltung am 2. Okto-
ber 1999 in Potsdam. Die
Hauptvorstände der Landes-
bünde Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen sowie Berlin ver-
sammelten sich an diesem
denkwürdigen Datum in
Potsdam, um einen Rück-
blick auf die Erfolge der ver-
gangenen zehn Jahre zu
halten, aber auch die Ver-
säumnisse in diesen zehn
Jahren deutlich anzuspre-
chen. Das Hauptreferat auf
dieser Veranstaltung hielt
der Bundesvorsitzende des
Deutschen Beamtenbundes,
Erhard Geyer. Für die neuen
Länder sprach der DBB-
Landesbundsvorsitzende aus
Sachsen, Gerd Drechsler, für
die Bundesbeamten der
VBOB-Vorsitzende Rainer
Schwierczinski, für den Ta-
rifbereich der Vorsitzende
der DBB-Tarifunion Horst
Zies und für die Fachver-
bände der DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter Ondra-
cek. Die Begrüûung und
Moderation hatte der Lan-
desbundsvorsitzende Bran-
denburg, Heinz-Egon Mül-
ler, übernommen.

Ondracek gab einen Rück-
blick über zehn Jahre Auf-
bau der Steuerverwaltung.
Er verdeutlichte, in welch'
kurzer Zeit Finanzämter ¹in-
stalliertª werden muûten,
unter welch' schwierigen
Bedingungen die Beschäf-
tigten in den neuen Finanz-
ämtern ihre Arbeit bewälti-
gen muûten. Arbeit, Lehr-
gang, Learning by Doing
war und ist über die zehn
Jahre hinweg angesagt.
Die teilweise katastrophalen
Dienstgebäude und die am
Anfang fehlende Technik
sind fast vergessene Ver-
gangenheit. Vieles ist ge-
schehen. Die Steuerverwal-

tung ± auch in den neuen
Ländern ± bewältigt die ihr
gestellte Aufgabe ordent-
lich. Nur die Bezahlung
hinkt hinterher!

86,5% Lohn bei oftmals
mehr als 100% Arbeit ± dies
empfinden die Kolleginnen
und Kollegen in den neuen
Ländern als Hohn. Die
Finanzminister der neuen
Länder sagen, sie könnten
nicht mehr bezahlen. In der
Wirtschaft würde weniger
bezahlt. Dem hielt Ondra-
cek entgegen, dass es in der
Wirtschaft sehr wohl Berei-
che gäbe, die 100% zahlen
und dass die Reduzierung
des Problems rein auf den
Finanzbedarf völlig auûer
acht lasse, dass es dabei
auch um die Wertgefühle
von Menschen geht. Wer
nach zehn Jahren immer
noch anders behandelt und
schlechter bezahlt wird, als
die Kolleginnen und Kolle-
gen im Westen, fragt sich,
wie lange man noch zu den
Benachteiligten des einheit-
lichen Vaterlandes zählen
solle. Diese unterschiedliche
Behandlung greift an das
Selbstwertgefühl. Die Politik
habe ¹blühende Landschaf-
tenª versprochen, und es ist
für jeden sichtbar: Straûen
und Eisenbahnen sind mo-
dernisiert, baufällige Häuser
sind saniert, triste graue Fas-
saden sind überall aufpo-
liert, die Dienststellen sind
technisch gut ausgerüstet,
die Unterbringung der
Dienststellen in renovierten
oder neuen Gebäuden ist
vielfach Tatsache. Nur an
der gleichwertigen Bezah-
lung und damit an der glei-
chen Behandlung fehlt und
hapert es! Dies nagt am
Selbstwertgefühl, erzeugt
Frust und ¾rger und beein-
fluût auch das Wahlverhal-
ten! Vielfach müsse festge-
stellt werden, dass die Grä-
ben zwischen Ost und West
wieder tiefer werden und
die Vorbehalte zwischen
Ost- und Westkollegen wie-
der gröûer werden.

Die Bundesregierung hat Anfang Sep-
tember 1999 den Gesetzentwurf zur Fortentwicklung
der Altersteilzeitarbeit beschlossen, damit mehr Arbeit-
nehmerInnen, aber auch mehr Unternehmen Altersteil-
zeit nutzen können. Die Altersteilzeit war bis Anfang Juli
1999 in rund 270 Tarifverträgen verankert, in deren Gel-
tungsbereich ca. 12 Millionen ArbeitnehmerInnen fal-
len. Damit ist die Altersteilzeitarbeit heute in nahezu
allen Wirtschafts- und Verwaltungsbereichen geregelt.

Die Gesetzliche Rentenversicherung ist
die tragende Säule der Alterssicherung. Das wird sie
auch in Zukunft sein, denn sie sichert für die groûe
Mehrzahl der BürgerInnen in Deutschland den Ruhe-
stand. Das Bundesarbeitsministerium hat die Broschü-
re ¹Die Renteª neu aufgelegt, die einen Überblick
über das bestehende Rentenrecht und ein Renten-
lexikon enthält sowie Beratungsmöglichkeiten auf-
weist. Bezugsadresse: BM für Arbeit und Sozialord-
nung, Öffentlichkeitsarbeit, Jägerstr. 9, 10117 Berlin,
Tel.: 0180-5 15 15 10.

Die Übertragung der Tätigkeit einer
höheren Lohn- oder Vergütungsgruppe unterliegt auch
dann dem Mitbestimmungsrecht der Personalvertre-
tung, wenn mit ihr keine Lohn- oder Vergütungsände-
rung verbunden ist. Der Mitbestimmungstatbestand
stellt lediglich darauf ab, ob die Tätigkeit ± nach Art und
Gegenstand entsprechend ihrer Zuordnung zu einer der
maûgeblichen Vergütungsgruppen ± höher (oder niedri-
ger) zu bewerten ist. (OVG Hamburg, Beschluss vom
5.3.1999 ± Bf 107/98 ± ausführlich in ZfPR, Nr.5/99,
S. 154).

+++ Tarif-Telegramm +++

Die DSTG-Tarifkommission kam vom 27. bis 29. September
1999 im Hofgut Algertshausen in Greifenberg/Ammersee

unter Leitung ihres Vorsitzenden Helmut Overbeck zu ihrer
58. Sitzung zusammen. Auf der umfangreichen Tages-

ordnung standen ein Ausblick auf die Tarifrunde 2000 im
öffentlichen Dienst, die Altersteilzeitarbeit, Tarif- und

Eingruppierungsfragen, die Situation in den ostdeutschen
Bundesländern, Arbeiter- und Organisationsangelegen-

heiten sowie Fragen der Zusatzversorgung im öffentlichen
Dienst. Vorbereitet wurden auch die Anträge für den

Gewerkschaftstag der GGVöD/DBB-Tarifunion, der vom
25. bis 27. November 1999 in Berlin stattfindet.

Gleicher Lohn hat
höchste Priorität
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E rstens: Tolle Vorarbeit
geleistet! Organisati-
onsplan, Wettkampf-

stätten, Unterkünfte und
abendliche Treffpunkte lie-
ûen keine Wünsche offen.

Zweitens: Glück gehabt!
Entgegen allen Voraussa-
gen hielt das Wetter nicht
nur, sondern entwickelte
sich sogar zur optimalen
Rahmenbedingung.

Drittens: Voller Erfolg! Unter
tatkräftiger Mitwirkung von
rund 1 000 Sportlerinnen
und Sportlern wurde so das
erste Deutschlandturnier in
einem neuen Bundesland zu
einem herausragenden Er-
eignis.

So lautet das Fazit des
24. Deutschlandturniers vom
16.±18. September in Chem-
nitz. Das Organisationsteam
unter Vorsitz von Jost Hess
(Vorsteher des FA Chem-
nitz-Süd) hatte dafür eine
Menge zittern müssen, denn
besonders Petrus lieû sich
nicht in die (Prognose-)Kar-
ten schauen. Als dann der
Sächsische Staatsminister

der Finanzen Prof. Dr. Georg
Milbradt, als Schirmherr das
erste Gruûwort sprach, war
der Rasen zwar von dem
letzten Regenschauer noch
naû, von diesem Moment an
schien aber die Sonne. Wei-
tere Begrüûungworte folg-
ten durch den Chemnitzer
Bürgermeister Peter Fittig,
Oberfinanzpräsident Klaus
Staschik, DSTG-Chef Dieter
Ondracek und Landesfürst

Achim Rothe bevor der
DFSH-Vorsitzende Richard
Huber die Spiele eröffnete.

Damit war der Weg frei zu
sportlichen Wettkämpfen,
die manchmal etwas uner-
wartet verliefen, denn die
groûen Favoriten der Vor-
jahre hatten in einigen Be-
reichen Mühe.

Erstes prominentes ¹Opferª
war beim Tenniswettbewerb
der Herren der elfmalige
Sieger Georg Laus (Krefeld),
den bereits in der zweiten
Runde das Schicksal durch
eine glatte 6:0, 6:2-Niederla-
ge gegen den Nobody Mar-
kus Morsch (Saarland) er-

eilte. Anschlieûend stellte
sich heraus, daû dies kein
Zufall war, denn Markus
Morsch setzte seinen Sie-
geszug fort und traf im Fi-
nale gegen Uwe Moll (Köln)
auf einen weiteren nicht ge-
setzten Spieler, dem er nur
die Silbermedaille überlieû.

¾hnliche Überraschungen
gab es auch beim Tischten-
nisturnier der Herren, bei
dem der mehrjährige Sieger
Bernd Schiller (Hamburg)
im Viertelfinale gegen den
späteren Sieger (2:1 Sätze
im Endspiel gegen Oliver
Bohländer, Frankfurt) Mir-
ko Kernein (Niedersachsen)
ausschied und schlieûlich im
Fuûballturnier, das nicht der
bisherige Abonnementsie-
ger Essen-Ost gewinnen
konnte. Einige Ausfälle hat-
ten die Mannschaft wohl
mehr geschwächt als selbst
angenommen.

Die Vorrunde bestritten die
Essener zwar noch ohne
Niederlage, auffällig aber
schon hier die makellose Bi-

lanz des FA Neuwied mit
10 :0 Toren und 12 Punkten
aus vier Spielen. Am zwei-
ten Tag hatte dann Neuwied
das Glück auf seiner Seite,
denn im Halbfinale benö-
tigte man gegen Gieûen das
Elfmeterschieûen, um sich
mit 5 :3 durchzusetzen. Im
Finale war es dann der 1:0-
Siegtreffer, bei dem die
Essener Hintermannschaft
kräftig mit half, aber mit
Glück und Geschick stand
schlieûlich Neuwied als Sie-
ger fest und Essen-Ost be-
legte den ungewohnten
zweiten Platz.

Das Trostrundenturnier im
Fuûball wurde auch im Elf-
meterschieûen mit 6 :5 vom
letztjährigen Veranstalter
Heidelberg gegen das FA
Flensburg gewonnen.

Eine Beinahe-Überraschung
zeichnete sich beim Schach
ab, wo zwischenzeitlich
Annegret Elschner (Berlin)
die Führung übernommen
hatte, letztlich setzten sich
aber erneut Hajo Vatter

24. Deutschlandturnier der DFSH

Favoriten stolperten
in Chemnitz

Waren begeistert von dem Einmarsch der über
1 000 Sportlerinnen und Sportler aus dem gesamten

Bundesgebiet: (v.l.) DSTG-Chef Dieter Ondracek,
Sachsens Finanzminister Prof. Dr. Georg Milbradt,

stellv. DSTG-Bundesvorsitzender Helmut Overbeck,
Präsident der OFD Chemnitz Klaus Staschik,

Vorsitzender des DSTG-Landesverbandes Sachsen Achim
Rothe und DFSH-Vorsitzender Richard Huber.

Bei seiner Eröffnungsrede
des 24. Deutschlandturniers

der Finanzämter der
Organisationschef und

Vorsteher des Finanzamtes
Chemnitz-Süd Jost Hess.

Aufmerksame Beobachter der Szenerie: Sachsens
Finanzminister Prof. Dr. Georg Milbradt (li.)

und DSTG-Chef Dieter Ondracek.

w:/STGEWERK/HEFT11/99_s138.3d Mittwoch,10.11.1999 14:20 Seite 140

140 Novemer 1999

G E W E R K S C H A F TD I E S T E U E R



(Nordbaden) und Ralf
Schöne (Brandenburg)
hauchdünn mit 7,5 bzw.
7 Punkten durch und über-
lieûen der Dame ± gegen
alle guten Sitten ± doch
nur Platz 3 vor Alexander
Okrajek (Sachsen), die bei-
de ebenfalls auf 7 Punkte
kamen.

Erwartungsgemäû verliefen
die Spiele dann mehr oder
weniger beim Tennisturnier
der Damen (Anja Ruû, Essen
vor Susanne Katzmarek,
Mülheim), den Tischtennis-
Mannschaftswettbewerben
der Damen (Saarbrücken
vor Koblenz) und Herren
(Hamburg vor Frankfurt),
im Tischtennis-Einzelwett-
bewerb der Damen (Ute Wil-
helm, Siegburg in Abwesen-
heit der Vorjahressiegerin
Monika Huûmann vor Bet-
tina Schmidt, Koblenz) so-
wie im Kegeln, bei dem die
Damen des FA Schweinfurt
vor Offenburg und Augs-
burg siegten und die Herren
aus Schrobenhausen denen
aus Bayreuth und Kassel-
Spohrstraûe das Nachsehen
gaben. Einzelsieger wurden
Beatrix Schmerbach (Karls-
ruhe) und Ralf Jurich (Chem-
nitz).

Nach drei anstrengenden
Turniertagen konnte sich
das Orga-Team zufrieden
zurücklehnen und feststel-
len, daû ein reibungsloses
Sportfest mit sportlichen
Glanzlichtern über die
Bühne gegangen war. Den
Sportlerinnen und Sportlern
aus der gesamten Bundesre-
publik wird dieses erste Tur-
nier in einem neuen Bundes-
land in äuûerst positiver Er-
innerung bleiben, denn
viele Aktive zeigten sich
noch vor Ort angenehm
überrascht. Dem Team gilt
ein deutliches Dankeschön!

Gleichzeitig machten be-
reits die nächsten Ausrichter
aus Augsburg durch gute
Präsentationen auf das Jubi-
läumsturnier im Jubeljahr
2000 aufmerksam. In diesem
Sinne verabschiedeten sich
viele Sportlerinnen und
Sportler aus Chemnitz: Auf
Wiedersehen im nächsten
Jahr in Augsburg!

Ergebnisse des
24. Deutschland-
turniers der Finanz-
ämter 1999 in
Chemnitz

Fuûball

1. FA Neuwied
2. FA Essen-Ost
3. FA Giessen
4. FAVerden

Tennis ± Damen

1. Anja Russ
(BV Düsseldorf)

2. Susanne Katzmarek
(BV Düsseldorf)

3. Ulrike Lehberger
(LV Saar)

4. K. Gollnisch (LV Sachsen)

Tennis ± Herren

1. Markus Morsch
(LV Saar)

2. Uwe Moll (BV Köln)
3. Frank Jansen (BV Köln)
4. Michael Paulus

(LV Saar)

Tischtennis
± Mannschaft ± Damen

1. OFD Saarbrücken
2. OFD Koblenz
3. OFD Düsseldorf /

OFD Karlsruhe

Tischtennis
± Mannschaft ± Herren

1. OFD Hamburg
2. OFD Frankfurt/M.
3. FA Flensburg
4. FA Neuss

Tischtennis
± Einzel ± Damen

1. Ute Wilhelm
(FA Siegburg)

2. Bettina Schmidt
(OFD Koblenz)

3. Michaela Krummeich
(OFD Koblenz)

4. Yvonne Zimmer
(OFD Koblenz)

Tischtennis
± Einzel ± Herren

1. Mirko Kernein
(LV Niedersachsen)

2. Oliver Bohländer
(LV Hessen)

3. Stefan Hübner
(LV Niedersachsen)

4. Thomas Marschler
(LV Niedersachsen)

Schach ± Einzel

1. Hans-Joachim Vatter
(BV Baden)

2. Ralf Schöne
(LV Brandenburg)

3. Annegret Elschner
(LV Sachsen)

4. Alexander Okrajek
(BV BMF)

Schach ± Mannschaft

1. LV Brandenburg
2. BV Baden
3. LV Berlin I
4. LV Sachsen

Kegeln
± Mannschaft ± Damen

1. FA Schweinfurt
(bfg-Nordbayern)

2. FA Offenburg
(BV Baden)

3. FA Augsburg
(bfg-Südbayern)

4. F¾ Mannheim/Weinheim
(BV Baden)

Kegeln ± Einzel ± Damen

1. Beatrix Schmerbach
(BV Baden)

2. Christa Schönfelder
(bfg-Südbayern)

3. Helga Laufer
(bfg-Nordbayern)

4. Gudrun Putz
(BV Württemberg)

Die siegreiche Fuûballmannschaft des Finanzamtes Neuwied
(Rheinland-Pfalz).

Mannschaftsführer Herbert Wingens nimmt aus den
Händen von Oberfinanzpräsident Klaus Staschik

den Pokal zum Sieg des Fuûballturniers für
seine Neuwieder Mannschaft in Empfang.
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Ergebnisse des
24. Deutschlandturniers
der Finanzämter 1999
in Chemnitz

Kegeln
± Mannschaft ± Herren

1. FA Schrobenhausen
(bfg-Südbayern)

2. FA Bayreuth
(bfg-Nordbayern)

3. FA Kassel-Spohrstr.
(LV Hessen)

4. FA Mannheim
(BV Baden)

Kegeln ± Einzel ± Herren

1. Ralf Jurich
(LV Sachsen)

2. Helmut Banholzer
(bfg-Nordbayern)

3. Herbert Golder
(bfg-Südbayern)

4. Hans-Joachim Knauer
(BV Baden)

HUK-COBURG-
Leben ist ¹Auf-
steiger des Jahresª

A ls ¹Aufsteiger des
Jahresª bezeich-
nete der unabhän-

gige Branchen-Informati-
onsdienst map-report die
HUK-COBURG-Leben in
seinem neuesten Lebens-
versicherungs-Rating. Da die
HUK-COBURG-Leben, 1968
gegründet, nunmehr über
30 Jahre am Markt ist,
konnte sie jetzt erstmals am
sogenannten m-Rating teil-
nehmen und ¹katapultierte
sichª, so map-report, auf
Anhieb ¹in die beste Klassi-
fizierungª: Neben fünf an-
deren Gesellschaften erhielt
sie die Bestnote mmm ¹für
langjährige hervorragende
Leistungenª. Als einzige
Gesellschaft erreichte die
HUK-COBURG-Leben da-

bei die höchstmögliche
Punktzahl für die abgefrag-
ten Renditen von Kapital-
Lebensversicherungen.

Neben den Daten für abge-
laufene Verträge mit zwölf,
20 und 30 Jahren Laufzeit
berücksichtigt map-report
in seiner Untersuchung
noch Kennzahlen, wie Ren-
diten der Kapitalanlagen,
Kosten- und Stornoquoten
und die Servicequalität.

Bislang konnte die HUK-
COBURG-Leben jeweils nur
am sogenannten p-Rating
teilnehmen und bekam da-
bei zuletzt im Januar 1999
ebenfalls die Bestnote ppp
¹für hervorragende Leistun-
gen im Kurzfrist-Testª. Auch
jetzt landete die HUK-CO-
BURG-Leben in diesem
Kurzfrist-Test wieder unter
den fünf besten Gesellschaf-
ten, erhielt aber keine eige-
ne Benotung, weil sie auch
am m-Rating teilnahm.

Erfolg des DBB
bei Kranken-
versicherung

D er Deutsche Beam-
tenbund hat sich
mit seiner Forde-

rung nach einem beihil-
fekonformen Standardtarif
durchgesetzt, der zu einer
wirksamen Begrenzung der
sonst im Alter stark an-
steigenden Beiträge zur
privaten Krankenversiche-
rung für Ruhestandsbeamte
führt.

Im Entwurf eines Gesetzes
zur Reform der gesetzlichen
Krankenversicherung ab
dem Jahr 2000 (GKV-Ge-
sundheitsreform 2000) ist
eine derartige Regelung
enthalten, die im Referen-
tenentwurf noch gefehlt
hatte.
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W ie wir in Aus-
gabe 10/99 von
¹Die Steuer-Ge-

werkschaftª berichtet ha-
ben, kämpft der DSTG-Lan-
desverband Sachsen weiter
um die Flexibilisierung der
Arbeitszeit.

Der Landesvorsitzende der
DSTG Sachsen, Joachim Ro-
the, hatte sich deshalb an
den Sächsischen Staatsmini-
ster der Finanzen, Professor
Dr. Georg Milbradt, ge-
wandt, um eine Verbesse-
rung zu erreichen. Auszüge
aus seinem Brief hatten wir
in der Ausgabe 10/99 un-
seres Gewerkschaftsorgans
veröffentlicht. Nunmehr
liegt uns auch die Antwort
von Professor Milbradt vor.

¹Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender,

für Ihr Schreiben vom
12. 6. 1999 bedanke ich
mich.

In der von Ihnen ange-
sprochenen Problematik
der Flexibilisierung der
Arbeitszeit teile ich Fol-
gendes mit:

Wie ich bereits mehrfach
zum Ausdruck gebracht
habe, steht das Sächsische
Staatsministerium der Fi-
nanzen einer weiteren
Flexibilisierung der Ar-
beitszeit grundsätzlich
aufgeschlossen gegen-
über. So wurden entspre-
chende Anregungen der
Personalvertretungen, so-
weit diese umsetzbar er-
schienen, gern aufgegrif-
fen.

Unter anderem erfolgte
1997 eine ¾nderung der
Dienstvereinbarung über
die Rahmenbestimmun-
gen der gleitenden Ar-
beitszeit dahin gehend,
dass der Beginn der Rah-
menzeit auf 6.30 Uhr vor-
verlegt wurde.

Auch bei der Regelung
der Arbeitszeit an den Fi-
nanzämtern mit Informati-
ons- und Annahmestellen

(IAS) wurden Vorschläge
der Personalvertretungen
aufgegriffen. Die Bedien-
steten in den IAS und de-
ren Vertreter erhalten die
Möglichkeit, bis zu zwei-
mal monatlich ganztägig
(bzw. alternativ einen
ganzen und zwei halbe
Tage oder 4 halbe Tage)
Zeitausgleich in Anspruch
zu nehmen. Die bisheri-
gen Beschränkungen, den
Bediensteten montags
und freitags keinen ganz-
tägigen Zeitausgleich zu
gewähren, werden durch
Korrektur des Erlasses des
SMF vom 03.05.1999 auf-
gehoben. Das monatlich
übertragbare Zeitgutha-
ben wird auf 40 Stunden
erhöht.

Eine noch weitergehende
Arbeitszeitflexibilisierung
und eine Ausdehnung auf
einen gröûeren Personen-
kreis setzen jedoch eine
¾nderung der SächsAZ-
VO voraus, bei der auch
die übrigen Ressorts zu
beteiligen sind.

Bevor hierüber zu ent-
scheiden ist, erscheint es
aus Sicht des Sächsischen
Staatsministeriums der Fi-
nanzen sinnvoll, zunächst
die Ergebnisse der Pilot-
projekte beim Sächsi-
schen Staatsministerium
des Innern abzuwarten.
Dort wurde bis 30.06.1999
an zwei Behörden des
nachgeordneten Berei-
ches eine weitere Flexibi-
lisierung der Arbeitszeit
getestet. Diese Pilotpro-
jekte befinden sich derzeit
noch in der Auswertungs-
phase.

Ich habe Ihr Schreiben
zum Anlaû genommen,
das Sächsische Staatsmi-
nisterium des Innern zu
bitten, gegenüber den
Ressorts schnellstmöglich
über die im Rahmen der
Pilotprojekte gewonnenen
Erfahrungen zu berichten.

Sobald von dort fundier-
te Ergebnisse vorliegen,

sollte entschieden wer-
den, wie im Hinblick auf
die weitere Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit
grundsätzlich zu verfah-
ren ist (ggf. ¾nderung der
SächsAZVO).

Ich darf Ihnen versichern,
dass bei einer Umsetzung
im Geschäftsbereich des
Sächsischen Staatsmini-
steriums der Finanzen die
Anliegen der Personal-
vertretung berücksichtigt
werden, soweit diese mit
den dienstlichen Interes-
sen in Einklang gebracht
werden können.

Bis dahin möchte ich Sie
noch um etwas Geduld
bitten.

Mit freundlichen Grüûen

gez. Prof. Dr. Milbradtª

Tauschecke

StI'in aus dem Bereich der
OFD Köln (FA Wipperfürth)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Karls-
ruhe.

StI'in aus Brandenburg
(OFD Cottbus) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFDen Hanno-
ver oder Magdeburg.

StAM aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Schleswig-Holstein, insbe-
sondere Finanzämter Flens-
burg, Schleswig, Husum,
Kiel.

StS z. A. aus NRW (OFD
Düsseldorf, FA Velbert)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus den Bereichen
der OFDen Chemnitz oder
Magdeburg.

StS aus Hessen (OFD Frank-
furt) sucht Tauschpartner/in
aus Rheinland-Pfalz (OFD
Koblenz), FA Mainz, Bingen,
Bad Kreuznach, Idar-Ober-
stein.

StAI'in (+ Z) aus Hessen
(OFD Frankfurt) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
Nordrhein-Westfalen, Fi-
nanzamt Siegburg u. Umge-
bung (OFD Köln).

DBB rät zu
Rechtsbehelfen

Der Deutsche Beamten-
bund empfiehlt, gegen die
Erhebung von Sozialversi-
cherungsbeiträgen für Ein-
malzahlungen, wie Weih-
nachtsgeld, Urlaubsgeld
oder Gratifikationen Rechts-
behelfe einzulegen.

Nach Überzeugung des
DBB habe der Gesetzgeber
nämlich mit dem am 1. Ja-
nuar 1997 in Kraft getrete-
nen ¹Gesetz zur sozial-
rechtlichen Behandlung
von einmalig gezahltem
Arbeitsentgeltª die Aufla-
gen des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem
Jahre 1995 nicht erfüllt,
wonach Einmalzahlungen
nur dann zu Sozialversi-
cherungsbeiträgen heran-
gezogen werden können,
wenn eine entsprechende
Gegenleistung gewährt
werde.

Das am 1. Januar 1997 in
Kraft getretene Gesetz füh-
re allenfalls theoretisch zu
einer entsprechenden Lei-
stung für die Beiträge.
Nach übereinstimmender
Auffassung der Spitzen-
verbände der Krankenkas-
sen seien in der Praxis
überhaupt keine Fälle
denkbar, in denen ein vom
Gesetzgeber als Gegenlei-
stung eingeführtes zusätz-
liches Krankengeld bean-
sprucht werden könnte.

Wegen der vierjährigen
Verjährungsfrist für Sozial-
versicherungsbeiträge emp-
fiehlt der DBB allen betrof-
fenen Einzelmitgliedern,
gegen die Beiträge rück-
wirkend ab 1. Januar 1997
Rechtsbehelfe einzulegen.

Musterschreiben halten die
DSTG-Bundesgeschäfts-
stelle als auch die DSTG-
Landes- und Bezirksver-
bände bereit. Sie sind in
Kürze auch über das Inter-
net unter

http://www.dstg.de

abrufbar.

Sachsen: Geduld bei
flexiblen Arbeitszeiten

w:/STGEWERK/HEFT11/99_s138.3d Mittwoch,10.11.1999 14:20 Seite 143

November 1999 143

G E W E R K S C H A F TD I E S T E U E R


